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Die Finanzkrise geht in die nächste Runde. Betroffen sind 

jetzt die Instanzen, die neulich noch als mächtige Retter 

mit Milliarden die Bankenvermögen in Wert gehalten ha-

ben und das stockende Geschäftswachstum generell wieder 

in Gang bringen wollten: Die Euro-Staaten verlieren ihren 

Kredit, weil die Finanzinstitute, deren Spekulationsge-

schäfte sie mit Staatskredit gerettet haben, jetzt die aus-

ufernden Staatsschulden kritisch in den Blick nehmen und 

den hoheitlichen Schuldenmachern das Vertrauen entzie-

hen.  

Zunächst droht Griechenland der Staatsbankrott. Der Staat 

kann nicht mehr, was alle Staaten laufend machen, alte 

Schulden durch neue Kredite bedienen, weil ihm die Fi-

nanzmärkte das Vertrauen entziehen. Deutsche und andere 

Banken, die mit dem Finanzbedarf Griechenlands und der 

anderen Euro-Länder ihre Kreditgeschäfte gemacht haben, 

stellen jetzt kritisch fest, dass die Schulden durch kein 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

farbeROT lädt ein zu Vortag mit Diskussion 

Das zweite Stadium der Weltwirtschaftskrise:  
Erst Griechenland und dann…  

Europa verliert seinen Kredit - 

die Euro Nationen ringen  
um den Zuspruch des Finanzkapitals  

und die Hoheit in Europa 
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an ihren Zöglingen vergangen. Die Ursachenforschung 
allerdings bleibt überwiegend dem Feuilleton überlas-
sen und fällt dementsprechend aus: Sie kreist um die 
psychische Deformation der Täter und die Verletzung 
einer unbefragt guten sittlichen Ordnung, während sich 
die Politik mit der rechtlichen und organisatorischen 
Sicherstellung eines den staatlichen Vorgaben genü-
genden Erziehungswesens ohne inkriminierte Übergrif-
fe – dazu zählen auch früher für angemessen gehaltene 
Züchtigungen – befasst. Eben die sittliche Ordnung 
aber, die da als gültiger Kodex gelungener Persönlich-
keitsbildung hochgehalten wird, hat mit den Gründen 
für die angeprangerten Entgleisungen ziemlich viel zu 
tun. Also befasst sich der GegenStandpunkt ausführli-
cher mit den Verhältnissen in Privatleben, Familiener-
ziehung und Lehrerberuf, die laufend solche gewaltsa-
men Übergänge produzieren. 

 Das gesellschaftliche Mistbeet des Missbrauchs – 
Die bürgerliche Privatsphäre und die hohen An-
sprüche an ihre Beiträge zu einem gelungenen Le-
ben 

 Das pädagogische Personal – Konkurrenzerzie-
hung, die den ganzen Menschen fordert 

 Internatserziehung – pädagogisches Familienleben 
der besonderen Art 

 Neue Sitten – oder: warum die Mauer des Schwei-
gens heute ihren Dienst versagt 

 
 
Ideologien über Konsum und Konsu-

ment in der Marktwirtschaft 
Die Veredelung des Kapitalismus zur 

„Wohlstandsgesellschaft“ und der Einsatz 
der „Konsumentenmacht“ gegen die 

„Überflussgesellschaft“ und ihre 
„Auswüchse“ 

 
Was über den Konsum vermeldet wird, ist so merkwür-
dig wie aufschlussreich: Des öfteren muss er z.B. 
„angekurbelt“ werden, wird also gefordert, damit das 
Wachstum vorankommt. Offenbar ist er er nicht 
Zweck, sondern Mittel, um Geschäfte in Gang zu brin-
gen und zu halten. Als Anschub kommt denn auch eine 
Größe auf keinen Fall in Betracht: mehr Einkommen 
der arbeitenden Menschheit. Daneben hält sich viel-
mehr die umgekehrte Sicht: Unversehens finden sich 
Menschen, die nicht recht wissen, wie sie über die 
Runden kommen sollen, in einer 
„Überflussgesellschaft“ wieder. Der Konsument – in 
seinen Entscheidungen frei, aber durch sein Einkom-
men beschränkt – soll mit dem, was er sich privat lei-
stet, überhaupt für alle möglichen Übel wie Umwelt-
schäden usw. mitverantwortlich sein, mit seiner 
„Konsumentenmacht“ die aber auch korrigieren kön-
nen – per Einkauf. Das ist theoretisch verkehrt und 
praktisch wirkungslos. Der GegenStandpunkt führt den 
Nachweis und zer- und widerlegt einige der gängigen 
Ideologien zur „Konsumgesellschaft“. 

 Vorbemerkung zur objektiven Rolle des Konsums 
im Kapitalismus 

 „Wohlstandsgesellschaft“: Funktionelle Notwen-
digkeiten als Ausweis guten Lebens 

 „Der Kunde ist König“: alles im Griff 

 Die „Überflussgesellschaft“ und ihre „Auswüchse“ 

 Die „Konsumentenmacht“ schlägt zurück 

 Vom Lob der „Konsumgesellschaft“ zur Kritik des 
Konsumenten 

 
 

Die Republik Südafrika 
Von den ‚homelands‘ der Apartheid zur 
zivilen Parallelgesellschaft gleichberech-

tigter Schwarzer 

 
Aus gegebenem Anlass bieten die Auslandsexperten 
Bilanzen über 15 Jahre „Südafrika ohne Apartheid“, 
die ziemlich gemischt ausfallen, aber unisono eine 
„immer noch bestehende Kluft zwischen Arm und 
Reich“ anprangern. Vom mangelhaften Wirtschafts-
wachstum über das Unvermögen der politischen Klasse 
bis zur mangelnden Demokratiefähigkeit der Bürger – 
alle Beteiligten sollen dabei versagt haben, dem Land 
jenen „Vorbildcharakter“ für Afrika zu verleihen, den 
ihm die Begutachter als seine Bestimmung zuschrei-
ben. Grund genug für eine unvoreingenommene Beant-
wortung der Frage: Was „klafft“ da wie und warum in 
Südafrika auseinander, also für eine objektive Würdi-
gung der Herrschaft des ANC. 

 Das Programm des African National Congress 
(ANC) nach der Regierungsübernahme: Die kapi-
talfreundliche Zurichtung des Standorts für den 
Erfolg der Nation 

 Der südafrikanische Kapitalismus wird von den 
Schranken der Apartheid befreit 

 Die Doppelrolle des ANC: Regierung und Gewerk-
schaft 

 Die ganz andere Seite Südafrikas: Flächendecken-
des Elend 

 Die politische Verwaltung der kapitalistisch unpro-
duktiven Bevölkerung 

 Die politische Kultur des Pauperismus: Fremden-
feindlichkeit, Kriminalität, Selbstorganisation 

 Der Korruptionsvorwurf eint oben und unten 

 Die weltöffentliche Begutachtung des „schwarzen 
Schwellenlandes“ 

 

Dieses und mehr ausführlich im neuen  
 

GEGENSTANDPUNKT 2-10 
 

V.i.S.d.P.: A. Jantz, Taunusstr. 91, Neu-Anspach. Kontakt un-

ter: webmaster@farberot.de 

 

„Schummel-Griechen machen 
mit ihrem Schuldendrama 

unseren Euro kaputt!“ (Bild):  
Ein Lehrstück über 

europäischen Nationalismus 
von oben und von unten 

 

Der Euro-Nationalismus der Regierenden 

Im Frühjahr 2010 bekommt nicht nur, aber 
allen voran Griechenland Schwierigkeiten, für 
seine Staatspapiere auf den internationalen 
Finanzmärkten das Interesse von Investoren zu 
wecken. Aus deren Sicht taugen die dortigen 
Wachstumsaussichten nicht mehr dafür, den 
Vermögenswert der Staatsanleihen zu 
garantieren. Misstrauisch geworden fällen sie mit 
ihren Anlageentscheidungen das Urteil: 
Griechenland hat zu viel Staatsschulden und zu 
wenig Geschäftswachstum. 

Unter diesem ungesunden Verhältnis leidet 
wiederum nicht nur Griechenland. Mutmaßungen 
über die Ursachen werden laut, und es mehren 
sich die Stimmen, die die Konkurrenzniederlagen 
der unterlegenen Nationalökonomien Europas 
mit den „unfair“ und „unkooperativ“ erzielten  
        
(Fortsetzung auf Seite 3) 



Wirtschaftswachstum gesichert sind. Kein Wunder: Das 

ist ausgeblieben, weil Griechenland als Euro-Land in 

der innereuropäischen Konkurrenz verloren hat, weil es 

- vor allem von Deutschland mit seinen Exporterfolgen - 

erfolgreich niederkonkurriert worden ist. Dafür wird 

Griechenland jetzt die finanz-kapitalistische Rechnung 

präsentiert.  

Und was bekommt das deutsche Publikum mitgeteilt? 

"Die Griechen sind selbst schuld", haben über "ihre 

Verhältnisse" gelebt, zu wenig gearbeitet, sich zuviel 

geleistet; deswegen können sie ihre Schulden nicht zu-

rückzahlen. Als ob das irgendein anderer Staat in oder 

außerhalb der EU könnte und machte, und als ob die 

Konkurrenzniederlage an der Unfähigkeit und dem Un-

willen des griechischen Volks läge, so leistungswillig 

und bescheiden zu werkeln, wie man es dem deutschen 

Arbeitsvolk als Tugend anrechnet!  

 

Dann droht auch Spanien und anderen jetzt als über-

schuldet geltenden Euro-Ländern der Verlust der staatli-

chen Kreditwürdigkeit. Und schon wieder weiß unsere 

nationale Öffentlichkeit Bescheid: "In diesen Ländern 

wurde missgewirtschaftet", eine ordentliche wach-

stumsförderliche Politik und die angemessene nationale 

Bescheidenheit in Sachen Staatshaushalt unterlassen; 

und damit "unser Euro geschädigt". So lautet die na-

tionalistische Lesart der um sich greifenden Sorgen um 

die Solidität des Euro und der Euro-Staatsschulden: Die 

Gemeinschaftswährung wird da wie ein nationaler Be-

sitzstand beansprucht, den andere mit ihrem nationalen 

Wirtschaften angreifen; der Euro steht "uns" zu, weil 

wir die erfolgreichsten sind. So gehässig und fordernd 

bekennt sich die deutsche Öffentlichkeit dazu, was die 

EU ist: kein Kooperationsprojekt benachbarter Völker, 

sondern Kampfplatz der Nationen um das Wachstum 

ihres Reichtums.  

In diesem Geiste wird dann auch zur Kenntnis genom-

men, dass der Euro insgesamt Schaden leidet, weil und 

wenn Euro-Länder bankrott zu gehen drohen - und dass 

alle Versuche, die Krise als Versagen Griechenlands 

und der 'PIIG'-Länder zu lokalisieren und einzudämmen, 

offenkundig scheitern. Der Euro als das Geschäftsmittel, 

mit dem vor allem Deutschland erfolgreich um nationa-

len Reichtum in Europa und darüber hinaus konkurriert, 

ist angegriffen. Die noch kreditmächtigen Euro-Staaten, 

Deutschland allen voran, geben deshalb widerwillig 

staatliche Garantien - erst für die griechischen und dann 

für die gefährdeten Staatsschulden anderer Euro-Länder 

- in Form von ein paar hundert Milliarden staatlich in 

die Finanzwelt gesetzter Euro-Kredite. Für die Rettung 

des Geschäftsmittels und der nationalen Kreditmacht 

leistet man sich schon wieder den rücksichtslosen Ein-

satz der nationalen Geldhoheit, um sich den Zuspruch 

der Finanzspekulation zu sichern.  

Das berechtigt in den Augen der nationalen Öffentlich-

keit und Politik dann aber auch zu weitreichenden politi-

schen Ansprüchen an die Staaten, denen Deutschland im 

eigenen Interesse Kreditgarantien verschafft: 

"Wir helfen denen", und wenn wir denen helfen, dann 

nur unter harten Auflagen und strenger Kontrolle. 

Deutschland ist als Kreditgeber und Garant gefragt; 

dann muss in Europa aber auch mehr deutsche Aufsicht 

und ein härteres Haushaltsregime für andere Staaten her. 

Die Kanzlerin möchte die Krise, von der sie noch gar 

nicht weiß, wie viel die von deutscher Kreditmacht üb-

rig lässt, als Gelegenheit nutzen, mehr deutsche Hoheit 

in Europa zu institutionalisieren. So gemütlich geht es 

zu in unserem Europa. Was die Völker zu einem wieder 

starken Euro beizutragen haben steht dabei fest: Grie-

chen, Spanier, aber auch die Massen hierzulande, müs-

sen sich als Manövriermasse nationaler Haushaltssanie-

rung und Krisenkonkurrenz bewähren - mit allen Här-

ten, die das einschließt. Dafür werden sie mit jeder 

Menge nationalistischer Hetze entschädigt.  

 

Bei all den nationalistischen Dummheiten und Frech-

heiten also höchste Zeit, sich Klarheit zu verschaffen 

über die fortschreitende Krise und die Konkurrenz der 

Staaten um ihre (inter)nationale Bewältigung: über die 

Grundlagen der Finanzmacht der Staaten, über die EU 

und die gewagte Konstruktion einer gemeinsamen euro-

päischen Weltwährung konkurrierender Nationen - kurz: 

über die neuesten Fortschritte des globalen Kapitalismus 

und seiner Widersprüche.  
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Der Wert 

Brief an unsere Leser, die Marx’sche 
„Arbeitswertlehre“ und die Leistung des 

Finanzkapitals betreffend 

 
In unseren Artikeln zur Finanzkrise und zum Finanzka-
pital haben wir unseren Lesern Einsichten wie die zu-
gemutet, dass die Bewirtschaftung von Wertpapieren 
ein Wachstum eigener Art hervorbringt, das sich den 
Titel „Blase“ nur dann einhandelt, wenn etwas schief-
geht. Tatsache ist ja, dass das Finanzkapital handelbare 
Rechtsansprüche auf Erträge akkumuliert, die mit der 
Produktion von Mehrwert nie und nimmer einzulösen 
wären. Tatsache ist auch, dass die massenhafte Entwer-
tung solcher Anspruchstitel die gesamte Geldwirtschaft 
in Gefahr bringt, deswegen von den zuständigen Staats-
gewalten mit einer gigantischen Wertgarantie abgewen-
det wird und dann sogar deren Garantiemacht in Frage 
stellt – ein deutlicher Beleg dafür, dass es sich bei die-
sen Wertobjekten nicht um eigentlich ungedeckte, 
„letztlich“ nichtige Ansprüche handelt, sondern um den 
„Kern“ des marktwirtschaftlichen Reichtums, der auf 
keinen Fall eine „Schmelze“ erfahren darf. 

Einige kritische Leser werfen uns gleichwohl vor, dass 
das, was wir über den Wert finanzkapitalistischer Geld-
anlagen sagen, unverträglich sei mit dem, was sie bei 
Marx über „wertschaffende Arbeit“ gelernt haben. Weil 
wir in dessen Kritik der politischen Ökonomie des Ka-
pitals die theoretische Grundlage für unsere Kritik des 
Finanzkapitals gefunden haben, sind wir uns dagegen 
sicher, dass es an Unklarheiten beim Verständnis der 
Marx’schen Erklärung des „Werts“ liegt, wenn unsere 
Erläuterungen des Finanzkapitals als Widerspruch zu 
Marx verstanden werden. Deswegen ein grundsätzli-
ches Angebot zur Klärung des „Werts“, also der wider-
sprüchlichen Form des gesellschaftlichen Reichtums 
und der Arbeit im Kapitalismus, – für Marx-Leser und 
andere Interessierte. 

 

 

Übergriffe auf Minderjährige in kirchli-
chen und weltlichen Erziehungseinrich-

tungen 

Ein privater Rechtsstandpunkt sucht 
sich seine Opfer – und wird zum 

Skandal 
 
Der sexuelle Missbrauch von Minderjährigen ist als 
regelrechter Geschäftszweig etabliert und auch in zahl-
reichen Familien zu Hause. Nun wird die Reihe der 
Kinderschänder um prominente Adressen erweitert: 
Seelsorger der Mutter Kirche genauso wie das Personal 
weltlicher Erziehungsanstalten haben sich massenhaft 

Audiomitschnitte marxistischer Vortrags- und 

Diskussionsveranstaltungen lassen sich auf  

www.argudiss.de 

kostenlos herunterladen. Unter anderem finden sich 

Vorträge zu:  

 Krieg und Frieden  

 Iran – Entzerrung eines Feindbilds: Kritik der 

Staatsräson, Ideologie und Realpolitik einer 

Islamischen Republik.  

 Die Hartz-IV-Debatte: Lob für Niedriglohn und 

Hetze gegen Arbeitslose am Existenzminimum.  

 Der soziale Friede: Wie unter Mitwirkung der 

Gewerkschaften Arbeit immer flexibler und 

preiswerter wird. 
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seinen demokratischen Herren, dass sie als streng 
rechnende Treuhänder des eingesammelten Vermö-
gens derer unterwegs sind, die sie schröpfen. Die Re-
gierung bekommt auf diese Weise das Gütesiegel, 
zum Schutz der Interessen der kleinen steuerzahlen-
den Leute berufen zu sein, indem sie mit ihren Staats-
finanzen ordentlich, d.h. haushälterisch umgeht – 
schon gleich nach außen, gegenüber anderen Natio-
nen und deren Insassen. All das wird mit dem Hin-
weis auf den deutschen Steuerzahler evoziert, um 
daran die Merkel-Regierung mit ihren Kreditgaran-
tien für Griechenland gründlich bloßzustellen: Die 
wirtschaftet verantwortungslos mit dem Geld, das 
nach dieser demokratischen Sichtweise der steuerzah-
lende Bürger ihr überantwortet hat, so verantwor-
tungslos und leichtsinnig, wie es kein Politiker als 
ordentlich kalkulierender Privatmann mit seinem ei-
genen Geld machen würde:  

„Liebe Politiker, würden Sie mit Ihrem Privatver-

mögen für die Griechen-Milliarden bürgen?  

Lieber Leser, schicken Sie Ihrem Abgeordneten 

einen Brief. Die Milliarden-Hilfe für das klamme 

Griechenland kommt in Fahrt! Deutschland bürgt für 

bis zu 22,4 Milliarden Euro für Athen allein bis 2012 

– mit dem Geld der Steuerzahler! Aber würden auch 

unsere Politiker selbst mit ihrem Privatvermögen für 

die Griechen geradestehen? Jetzt können die BILD-

Leser ihre Abgeordneten fragen, ob die für die Grie-

chen bürgen würden. Laden Sie ihn hier herunter, 

drucken Sie ihn aus und schicken Sie ihn Ihrem Abge-

ordneten (Vorname, Name, Deutscher Bundestag, 

Platz der Republik 1, 11011 Berlin) – bevor es zu 

spät ist.“ (4.5.) 

So werden die nationalen Politiker im Namen des 
steuerzahlenden Volkes am Auftrag blamiert, deut-
sches Geld nicht leichtfertig zu verschwenden – an 
ein Ausland, das darauf weder ein Anrecht noch es 
verdient hat. In diesem Sinne werden die Einschrän-
kungen und finanziellen Opfer, die das deutsche Ar-
beitsvolk sich gefallen lässt, zum Einspruchs- und 
Anspruchstitel gegen außen: 

„750 Milliarden für Pleite-Nachbarn. Wir sind mal 
wieder Europas Deppen! Es ist unfassbar! ... Maß-
volle Lohnabschlüsse, maßvolle Rentenrunden – und 
dafür zahlen wir notfalls die Zeche.“ (11.5.) 

Im Namen der Existenzsorgen, die das Arbeitsle-
ben auf dem deutschen Standort bestimmen, ruft 
BILD den Staat, der diesen zum Billiglohnland fort-
entwickelten Standort verwaltet, dazu auf, gegenüber 
den Griechen gefälligst Härte zu beweisen, den grie-
chischen Staat und seine Insassen mit einem Haus-
haltsregime mehr unter Kontrolle zu nehmen, statt 
ihn zu kreditieren. Auf volkstümliche Weise fordert 
die BILD-Zeitung, Deutschland solle als Gewinner 
der innereuropäischen Staatenkonkurrenz die Verlie-
rer der Euro-Konkurrenz zur „Räson“ bringen. Das 
vermisst das deutsche Massenblatt und greift deswe-
gen die Regierung an – so wie es ein nationalistisch 
gebildetes Volk versteht: Die Bescheidenheit ihres 
Volks verpflichtet sie dazu, sich in Europa ganz an-
ders als Führungsmacht aufzuführen. Deutschland 
soll sich gefälligst durchsetzen – nicht nur gegen „die 
Griechen“! 

So macht die BILD-Zeitung als Volkes Stimme auf 
ihre Weise klar, was es mit dem Euro und der natio-
nalen Konkurrenz mit und um ihn auf sich hat. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Konkurrenzerfolgen Deutschlands in Zusammen-
hang bringen:  

„Deutschland hat seine Lohnstückkosten und seine 

Arbeitskosten insgesamt seit gut zehn Jahren im Ver-

gleich zu seinen Partnern gesenkt und sich dadurch 

auf den Exportmärkten Wettbewerbsvorteile ver-

schafft.“(SZ, 16.3.10). Darauf gibt der deutsche Fi-

nanzminister eine bemerkenswerte Antwort: 

„Herr Schäuble … wies die Kritik seiner europäi-

schen Gegenspieler … zurück, dass Deutschlands 

Exportmodell irgendwie für die Not der schwächeren 

Länder verantwortlich sei. ‚Ich möchte sehr klar, ru-

hig und besonnen die Kritik in Abrede stellen, dass 

die, die ziemlich erfolgreich im Wettbewerb sind, für 

die Probleme anderer verantwortlich zu machen 

sind.‘“ (Financial Times, 17.3.) 

Ein offenes Wort! Dass die Finanznöte der Länder 
mit negativer Handelsbilanz etwas damit zu tun ha-
ben könnten, dass Deutschland sie mit seinen Expor-
ten erfolgreich niederkonkurriert – völlig abwegig! 
Wer den Offensiven des Exportvizeweltmeisters 
nicht gewachsen ist, ist selber schuld!  

Mit dieser Absage an irgendeine Art Rücksichtnah-
me stellt der deutsche Finanzminister klar, wie das 
europäische Einigungswerk gemeint ist, das in dem 
Ruf steht, mit ihm sei die Feindschaft der Staaten Eu-
ropas endgültig überwunden: In Europa betreiben die 
Nationen einen harten „Wettbewerb“ um die exklusi-
ve Aneignung von Geldreichtum gegeneinander. Die 
Vergemeinschaftung ihrer Märkte und schließlich 
sogar ihrer Währung ist jedem einzelnen europäi-
schen Mitgliedsstaat Mittel, sich zu stärken. In der 
Krise bekennen sich die politischen Administratoren 
der „größten Volkswirtschaft in Europa“ dazu, dass 
sie sich auch durch „Probleme“ der Partnerländer 
von ihren Eroberungsfeldzügen auf ausländischen 
Märkten nicht bremsen lassen wollen. Und ganz ne-
benbei kommt in diesem Streit auch zur Sprache, 
worin das erfolgreiche deutsche „Modell“ besteht: 
radikale Lohnsenkung, „Lohnzurückhaltung der 
deutschen Gewerkschaften“ bei steigender Arbeitslei-
stung – das ist das Erfolgsmittel, das Deutschland 
zum Gewinner der Konkurrenz macht und seinen Eu-
ro-Reichtum mehrt.  

Nach anderthalb Monaten weiten sich die 
„Probleme“, bei denen so hartnäckig darauf bestan-
den wird, dass es welche der Griechen sind, zur Zah-
lungsunfähigkeit des dortigen Staats aus. Nach an-
fänglicher Weigerung hält die deutsche Kanzlerin 
daraufhin Kredithilfen an Griechenland doch für nö-
tig und erklärt das ihrem Volk: 

„‚Wir helfen ja nicht nur Griechenland, sondern 

wir mussten helfen, weil die Stabilität unserer eige-

nen Währung, und das ist ja der Euro, bedroht war‘, 

sagte sie am Nachmittag gegenüber dem ‚RTL Nacht-

journal‘. ‚Und ein sicherer Euro schützt die Men-

schen in Deutschland. Das heißt, wir tun es für die 

Menschen gerade auch hier in der Bundesrepublik 

Deutschland.‘“ (Welt online, 3.5.10) 

Weil der drohende griechische Staatsbankrott 
„unsere“ Währung zu beschädigen beginnt – zur Ab-
wendung dieses Schadens ist Handeln geboten. Das 
ist europäische Solidarität in Krisenzeiten: „Wir“ 
kümmern uns nicht um die Schäden, die andere Na-
tionen durch Deutschlands Konkurrenzerfolge haben, 
sondern um die, die sie „uns“ bereiten, und wickeln 
sie nach Kräften, getreu dem ‚Verursacher-Prinzip‘, 
auf deren Kosten ab. Und wenn es gar nicht anders 
geht, „helfen“ wir ihnen – dabei! Dafür wird dem 
griechischen Staat eine ‚Haushaltssanierung‘ aufge-
nötigt, die dem griechischen Volk ein radikales Ver-
armungsprogramm beschert. Nationaler Vorteil ist 
die alleinige Berechnung beim Projekt Europa: Das 
ist der Klartext zu den supranationalen Solidaritäts-
sprüchen der Regierung. Und dem eigenen Volk wird 
versprochen, dass diese nationalen Konkurrenzbe-
rechnungen ihm nützen. Die „Menschen“ hier im 
Lande dürfen sich als Parteigänger ihrer Nation bei 
ihrer Kanzlerin bedanken, weil die jetzt für nötig ge-
haltenen Kreditgarantien an den griechischen Staat 
samt dem daran geknüpften Auftrag zu radikalen so-
zialen Einschnitten in Griechenland nur zu ihrem Be-
sten sind. 

Die BILD-Hetze – ein Fall von Völkerfreundschaft 
von unten 

In den krisenmäßig zugespitzten Konkurrenzkampf 
der Nationen steigt die Bild-Zeitung auf ihre Weise 
ein: 

„Machen die Schummel-Griechen mit ihrem Schul-

dendrama unseren Euro kaputt? Die Gemeinschafts-

Währung verliert seit Wochen an Wert, und zugleich 

kommen täglich Sauereien aus Griechenland ans 

Licht.“ (BILD, 2.3.) 

„Euro im Absturz: Griechen machen unser Brot 
teurer! … Und den Aufschwung kaputt!“ (5.5.)  

Der Bild-Kommentator knüpft an die Propaganda 
der Kanzlerin an und denkt sie gehässig zuende. Er 
deutet die Auseinandersetzung zwischen den Euro-
Nationen um die Stabilisierung der europäischen 
Währung und die Berechnungen und Sorgen der 
deutschen Regierung bei der Sicherung der griechi-
schen Staatsschulden umstandslos um in einen Ge-
gensatz zweier nationaler Kollektive. Da wird nicht 
mehr zwischen oben und unten, zwischen den politi-
schen Machern der Staaten, die um ihren nationalen 
Ertrag in der gemeinsamen Währung konkurrieren, 
und den Massen, die sie als die Manövriermasse die-
ser Konkurrenz einsetzen, unterschieden. Statt dessen 
setzt BILD die Sorgen, die ein deutscher Normalbür-
ger mit seinem beschränkten Einkommen hat – dass 
etwa wegen drohender Preiserhöhungen das Geld im-
mer weniger reicht – umstandslos gleich mit den na-
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tionalen Berechnungen und Sorgen, die die Regieren-
den bezüglich der Staatsfinanzen, des nationalen Ge-
schäftswachstums und hinsichtlich der Stabilität des 
Geschäftsmittels äußern. Komplementär zum Bild 
einer Gemeinschaft deutscher Betroffener wirft die 
BILD-Zeitung auch die kläglichen Überlebenskünste, 
mit denen sich die griechischen Massen in ihrer euro-
päischen Verlierernation durchschlagen, in einen 
Topf mit dem von den Regierungen der europäischen 
Machernationen beklagten Zustand der griechischen 
Staatsfinanzen und dem dafür haftbar gemachten feh-
lerhaften Haushaltsgebaren. Dass die Euro-Staaten in 
einem gemeinsamen Geld national rechnen und sich 
verschulden, das soll sich das BILD-Volk wie eine 
deutsche Subventionierung notorischer griechischer 
Verschwendungssucht zurechtlegen.  

So stellt sich die BILD-Welt so einfach wie einsin-
nig dar: Da sind auf der einen Seite „wir“, die Deut-
schen, die in Sorge um einen bedrohten gemeinsamen 
nationalen Besitzstand, „unseren Euro“, vereint sind. 
Da sind auf der anderen Seite „die Griechen“: Aus 
den griechischen Massen wird – im Verein mit ihrem 
Staat – ein Kollektiv mit zweifelhaftem Nationalcha-
rakter: „der Schummel-Grieche“ eben, der dieses 
Geld nicht verdient hat und durch die Teilhabe am 
Euro dieses deutsche Gut schädigt. So gesehen gehen 
dann alle Nöte und Sorgen, die das Lohnarbeiterleben 
am Standort Deutschland bestimmen oder die sich 
BILD-Leser als Parteigänger des nationalen Erfolgs 
zu eigen machen sollen, auf das Konto des südlichen 
europäischen Armenhauses. Zum Beweis, dass die 
auf „unsere Kosten über ihre Verhältnisse“ leben, 
taugen dann Staatsschulden, Botschaftsgebäude, Be-
amten-pensionen ebenso gut wie die alles andere als 
üppigen Renten der griechischen Alten. Dafür zitiert 
Bild Volkes Stimme:  

„Floristin XY: ‚Ich hab Angst um meine Rente, ich 

soll nur 400 Euro bekommen. Dafür habe ich 45 Jah-

re gearbeitet. Wir bezahlen den Griechen ihre Luxus-

Renten und haben selber nicht genug. Eine Frech-

heit!‘“ (30.4.) 

Die Diagnose vom parasitären Luxusleben, das 
sich das griechische Volk gemeinsam mit seinem 
Staat auf Kosten Deutschlands leistet, lässt sich auch 
durch das ärmliche Lebensniveau der griechischen 
Massen und die Tatsache, dass die griechische Regie-
rung sich an dessen radikaler Senkung zu schaffen 
macht, um wieder finanzkapitalistisches Vertrauen zu 
stiften, nicht erschüttern. Das bestätigt nur, dass die 
sich die ganze Zeit zu viel geleistet haben, und be-
rechtigt zum Misstrauen, ob „der Grieche“ über-
haupt fähig ist zu „sparen“. So droht nicht nur der 
griechische Staat seinen Kredit zu verlieren; das Volk 
der Verlierernation in der europäischen Konkurrenz 
verliert in der Öffentlichkeit der Gewinnernation je-
den ideellen Kredit. 

Die Schlussfolgerung liegt für die BILD-Zeitung 
auf der Hand: Dieser Mannschaft steht das Geld, das 
unserem nationalen Kollektiv gehört, nicht zu:  

„IHR GRIECHT NIX VON UNS!  

Hier schreibt BILD an Griechenlands Pleite-

Premier.  

Lieber Herr Ministerpräsident, wenn Sie diese Zei-

len lesen, haben Sie ein Land betreten, das ganz an-

ders ist als das Ihre. Sie sind in Deutschland. Hier 

arbeiten die Menschen bis sie 67 Jahre alt sind ... 

Deutschland hat zwar auch hohe Schulden – aber wir 

können sie auch begleichen. Weil wir morgens ziem-

lich früh aufstehen und den ganzen Tag arbeiten. 

Weil wir von unserem Gehalt immer auch einen Teil 

für schlechte Zeiten sparen. Weil wir fitte Firmen ha-

ben, deren Produkte rund um den Globus gefragt 

sind. ...“ (10.3.) 

Dass hierzulande die arbeitende Menschheit sich 
für bescheidenen Lohn krummlegen muss, bis sie 67 
Jahre alt ist – soweit sie denn überhaupt die Gelegen-
heit bekommt, für die Gewinnbilanzen hiesiger Un-
ternehmen täglich antreten zu dürfen –, damit hat die 
BILD-Zeitung sicher recht. Alles, was man sich dazu 
denken und was daraus folgen soll, ist dagegen lä-
cherlich und verlogen: Der deutsche Staat – wie übri-
gens jeder – macht hoheitlich Schulden, aber begli-

chen werden die bekanntlich nie, schon gleich nicht 
mit dem Fleiß und der Spardisziplin seiner Arbeitsbe-
völkerung; dass Finanzpolitiker, die Milliardenkredit-
programme für die Rettung deutscher Banken aufle-
gen, rechnen sollen wie ein normaler Mensch mit sei-
nen Arbeitspflichten und Sparnöten, ein einziger 
Witz – aber ein Witz mit nationalistischer Pointe: Die 
Kreditnöte des griechischen Staats beweisen so gese-
hen nämlich umgekehrt, dass es an den Arbeits- und 
Spartugenden des griechischen Volks mangelt. Die 
disparaten Gründe, die das Massenblatt für den Un-
terschied zwischen „uns“ und „den Griechen“ auf-
führt, sind in Wahrheit lauter Komplimente an eine 
deutsche Wirtschaft, die sich in der internationalen 
Konkurrenz durchsetzt, an einen deutschen Staat, der 
mit den Standorterfolgen seiner Kapitalisten auch 
seine Verschuldungsfreiheit stärkt; Komplimente, die 
umstandslos weitergereicht werden an das Volk, das 
sich unter dem Kommando dieser Wirtschaft und sei-
ner staatlichen Verwalter als deren Manövriermasse 
nützlich macht und sich in den damit feststehenden 
Arbeitsgegebenheiten und Lebensnotwendigkeiten 
einrichtet. So wird die BILD-Leserschaft dazu ange-
stachelt, ihre Dienste für das Kapitalwachstum im 
Land und die erzwungenen Einteilungskünste, die 
damit einhergehen, als freiwillig erbrachte Leistung 
hochzuhalten und Stolz auf ihre Tugendhaftigkeit als 
Arbeitsleute zu empfinden: Sie haben als mustergülti-
ge Deutsche das Ihre dazu getan, Deutschland voran-
zubringen. Das gibt ihnen das Recht, das Griechen-
volk als minderwertig zu verachten.  

Alles, was Griechenland an Gutem vorzuweisen 
hat, so disparate Sachen wie Geld, Erfolg im Fußball 
oder Staatskredit – das alles haben sie „Deutschland“ 
und seiner Tüchtigkeit zu verdanken, das haben 
„wir“ ihnen geschenkt – als Freunde:  

„... Lieber Herr Ministerpräsident, Sie sind heute 

in dem Land, das mit seinen Zigtausend Touristen 

jede Menge Geld nach Griechenland trägt. Das Ihnen 

mit Otto Rehhagel sogar den Trainer Ihrer Fußball-

Europameister geschickt hat. Wir wollen Freunde der 

Griechen sein. Das ist der Grund, warum Deutsch-

land seit dem EU-Beitritt netto um die 50 Milliarden 

Euro für Ihr Land gegeben hat. Aber eines muss auch 

klar sein: Zu guter Freundschaft gehört – dem ande-

ren, wenn’s nötig wird, mal so richtig die Wahrheit 

zu sagen.“ (10.3.) 

Die bekundete Völkerfreundschaft berechtigt BILD 
und das deutsche Volk dann aber selbstverständlich 
vor allem zu einem: nämlich hemmungslos gegen das 
„Land der Bankrotteure und Luxusrenten, Steuerhin-
terzieher und Abzocker“ (BILD, 25.4.) zu hetzen und 
den Griechen ‚in aller Freundschaft‘ vorzurechnen, 
dass es ihnen an allem fehlt, was das deutsche Volk 
auszeichnet – vor allem an der gebotenen Beschei-
denheit. Die sind sie uns deswegen schuldig, weil wir 
ihre besten Freunde sind. So wird aus der Gegenwehr 
der griechischen Massen gegen die sozialen Ein-

schnitte ein Anschlag auf ihre deutschen Gönner:  

 „Überall in Athen ist die Krise Top-Thema. Aber 

kürzen, streichen, Einschnitte in staatliche Leistun-

gen? Die Griechen sagen: OCHI – ME MOY DEN. 

Nein, nicht mit mir!“ (25.4.) „Sparen? Wieso? Die 

streiken lieber!“ „Dreister geht’s nicht!“ (27.4.) 

„Und beim Zeus, jetzt müsste doch eigentlich gespart 

werden... Doch Griechenland ist weit davon entfernt. 

An allen Ecken und Enden verprassen die Griechen 

das Geld!“ (5.5.)  

Wenn BILD berichtet, dass es auch anständige 
Griechen gibt, dann ist das Generalurteil endgültig 
fertig. Nein, BILD schert nicht alle Griechen über ei-
nen Kamm, aber als Volk sind sie insgesamt einfach 
unmöglich. Deshalb berechtigt, ja verpflichtet die 
Freundschaft, die BILD im Namen seiner deutschen 
Leser den Griechen versichert, die bisherigen deut-
schen Gönner auch dazu, endlich Schluss zu machen 
mit deren Verschwendungswirtschaft und ihnen die 
Bescheidenheit aufzunötigen, die ihnen zusteht. 

Von der Hetze gegen „die Griechen“ zur Forde-
rung nach harter deutscher Führung in und über 
Europa 

Angesichts der schließlich beschlossenen Kre-
dithilfen platzt den BILD-Journalisten zum fünfzig-
sten Mal der Kragen: „110 Milliarden Euro! Pleite-
Grieche kriegt den dicksten Scheck der Geschichte“. 
Ein Riesen-Scheck wird abgebildet, „an die Schul-
denhallodris in Athen“. Ausgestellt haben ihn „wir 
Steuerzahler-Deppen“. (3.5.) 

Das Volksblatt hält also eisern an der Logik fest, 
dass die staatlichen Kreditgarantien, mit denen das 
Vertrauen der Finanzwelt in den Euro gesichert und 
Staatsschuldtitel nicht zuletzt in den Depots deutscher 
Banken in Wert gehalten werden sollen, eine Alimen-
tierung der Griechen seien, eine „Hilfe“, die schon 
wieder „wir“, das deutsche Volk, leisten müssen und 
die denen da unten schon wieder die Fortführung ih-
rer Misswirtschaft erlaubt: Da nutzen die, die nichts 
leisten, unterstützt von der deutschen Regierung, neu-
erlich nur den deutschen Bürger aus. Dafür bemüht 
BILD die Figur des Steuerzahlers: Der tritt – wie im-
mer – in einer doppelt falschen Rolle als Kronzeuge 
auf: Einerseits als Geldgeber, der mit seinen Abgaben 
an den Staat auch das Anrecht eines ideellen Auftrag-
gebers der Politik erworben haben soll und als sol-
cher befugt ist, von seiner Obrigkeit ordentliches Re-
gieren einzufordern. Andererseits als der Depp, der, 
weil er weder hinsichtlich der Abgaben an den Staat 
noch, was deren Verwendung angeht, irgendetwas zu 
bestimmen hat, gehässig Gerechtigkeit einfordert, 
dass nämlich auch und gerade alle anderen ihrer Bür-
gerpflicht Genüge tun und vom Staat gefälligst in die 
Pflicht genommen werden sollen. Als solcher steuer-
zahlende Untertan, der seinen Steuerobolus zu ent-
richten und sich mit den Umständen abzufinden hat, 
die ihm von oben diktiert werden, verlangt er von 
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